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Leistungen nach dem Strafrechtlichen 
Rehabilitationsgesetz und Häftlingshilfegesetz 
(DDR Unrecht) beantragen

Sie möchten einen  Antrag auf Leistungen nach dem Strafrechtlichen 
Rehabilitationsgesetz und Häftlingshilfegesetz stellen?

Basisinformationen

Wer in der ehemaligen DDR rechtsstaatswidrig zu Freiheitsentzug verurteilt wurde und 
infolge des Freiheitsentzuges einen Gesundheitsschaden erlitten hat, erhält Versorgung. 
Versorgung erhält auch, wer durch eine hoheitliche Massnahme einer behördlichen Stelle 
der ehemaligen DDR einen Gesundheitsschaden erlitten hat, wenn diese Massnahme mit 
wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbar ist.

Voraussetzungen

Leistungen nach dem Häftlingshilfegesetz erhalten Personen, die in der ehemaligen 
sowjetischen Besatzungszone oder im ehemaligen sowjetischen Sektor von Berlin oder in 
den deutschen Gebieten aus politischen und nach freiheitlich demokratischer Auffassung 
von ihnen nicht zu vertretenden Gründen in Gewahrsam genommen wurden und dabei 
einen Gesundheitsschaden erlitten haben.

Zuständige Stellen

Amt für Versorgung und Inklusion Bremen

+49 421 3615541
+49 421 3615326
Doventorscontrescarpe 172 D, 28195 Bremen
Website
office@avib.bremen.de
Rechtssichere E-Kommunikation mehr

https://www.service.bremen.de/senatorin-fuer-arbeit-soziales-jugend-und-integration/amt-fuer-versorgung-und-inklusion-bremen-10168
http://www.avib.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen02.c.730.de
mailto:office@avib.bremen.de
https://www.service.bremen.de/sixcms/detail.php?gsid=bremen2014_sp.c.14043.de
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Rechtsgrundlagen
Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus politischen Gründen außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland in Gewahrsam genommen wurden

Aktualisiert am 18.02.2025

https://bundesrecht.juris.de/hhg/
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